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Einleitung 

§ 1 Einführung in die Problematik 

Nach der Legaldefinition des § 166 Abs. 2 BGB ist die Vollmacht eine 
durch Rechtsgeschäft erteilte Vertretungsmacht. Ihre Anfechtung gern. 
§§ 119, 123 BGB müßte also ohne weiteres möglich sein. Und die Anfech-
tung einer Vollmacht bereitet auch in der Tat keinerlei Schwierigkeiten, 
wenn der Vertreter von ihr noch keinen Gebrauch gemacht hat, also noch 
kein Vertretergeschäft mit einem Dritten abgeschlossen hat. Insoweit läßt 
sich allein darüber streiten, ob das Anfechtungsrecht dadurch verdrängt 
wird, daß die Vollmacht jederzeit widerrufen werden kann (§ 168 S. 2 BGB): 
Dann käme eine Vollmachtsanfechtung nur in Betracht, wenn die Widerruf-
lichkeit der Vollmacht ausgeschlossen wäre. 

Problematisch ist die Anfechtung einer Vollmacht aber, wenn der Vertre-
ter die Vollmacht gebraucht hat, wenn er also ein oder sogar mehrere Ver-
tretergeschäfte abgeschlossen hat. Das wirtschaftliche Ziel der Anfechtung 
ist dann nicht die Beseitigung dieser Vollmacht für die Zukunft - hierzu 
würde ein Widerruf der Vollmacht ausreichen -, sondern die Anfechtung 
zielt auf das abgeschlossene Vertretergeschäft: durch die rückwirkende Ver-
nichtung der Vollmacht (§ 142 Abs.l BGB) soll die Fremdwirkung des Ver-
tretergeschäfts für und gegen den Vertretenen (§ 164 Abs.l BGB) beseitigt 
werden. Die Anfechtung der Vollmacht ist also für den Vertretenen nur das 
Mittel, sich vom Vertretergeschäft zu lösen. 

Schon durch die Beteiligung von drei Personen am Zustandekommen des 
Vertretergeschäfts - Vollmachtgeber, Vertreter und Drittkontrahent - wirft 
die Vollmachtsanfechtung einige schwierige Fragen auf. Zu nennen sind 
beispielsweise die nach dem Anfechtungsgegner und nach den Ersatzan-
sprüchen aus §§ 122, 179 BGB bei der Irrtumsanfechtung; noch problemati-
scher ist die Rückabwicklung bei der Anfechtung wegen Täuschung und 
Drohung, weil hier der anfechtende Vollmachtgeber nicht zum Ersatz des 
negativen Interesses verpflichtet ist. 

Neben den Abwicklungsfragen nach erfolgter Anfechtung ist insbeson-
dere schwierig zu beurteilen, wann der Vollmachtgeber überhaupt zur 
Anfechtung berechtigt ist. Bei der Anfechtung gern. § 123 BGB ergeben sich 
dabei besondere Probleme im Hinblick auf § 123 Abs. 2 BGB. Und bei der 
Irrtumsanfechtung ist fraglich, ob sich der Irrtum bei der Bevollmächtigung 
auf das Vertretergeschäft ausgewirkt haben muß, damit der Vollmachtgeber 
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zur Anfechtung berechtigt ist. Dieses Problem verschärft sich dann, wenn 
der Vertreter aufgrund der Vollmacht mehrfach kontrahiert hat, der Irrtum 
des Vollmachtgebers aber nur für einzelne Geschäfte relevant geworden ist. 

Das wohl größte Problem bei der Vollmachtsanfechtung besteht darin, 
eine widerspruchsfreie Verbindung zu sonstigen Tatbeständen herzustellen, 
die für den Vertreter eine Vertretungsmacht begründen, also zu den §§ 171, 
172 BGB und zur Duldungs- und Anscheinsvollmacht. Hiermit sind zwei 
unterschiedliche Fragenkreise angesprochen. Bei dem ersten geht es darum, 
ob die durch diese Rechtsinstitute begründete Vertretungsmacht ebenfalls 
durch Anfechtung zu beseitigen ist. Denn wenn dies zu verneinen wäre, 
könnte hieraus folgen, daß die (rechtsgeschäftliche) Vollmacht ebenfalls 
unanfechtbar ist. Außerdem muß geklärt werden, wie es sich auswirkt, wenn 
außer der anfechtbaren Vollmacht gleichzeitig ein weiterer Tatbestand 
erfüllt ist, der ebenfalls eine Vertretungsmacht des Vertreters begründet, 
wenn insbesondere also die Voraussetzungen der Duldungs- oder An-
scheinsvollmacht vorliegen. 

Dieses Zusammenspiel von anfechtbarer (rechtsgeschäftlicher) Vollmacht 
und Vertretungsmacht aus anderen Rechtsinstituten macht es erforderlich, 
auch diese Tatbestände in die Untersuchung einzubeziehen. Zwar steht 
auch bei diesen vertretungsrechtlichen Rechtsinstituten die Anfechtungs-
problematik und damit die Frage nach den subjektiven Voraussetzungen in 
der Person des Vertretenen im Vordergrund; um aber die Zusammenhänge 
zwischen den verschiedenen Legitimationen des Vertreters erkennen zu 
können, ist es erforderlich, auch auf die weiteren Tatbestandsmerkmale 
dieser Rechtsinstitute einzugehen. 

Insgesamt ergibt sich damit schon für den Bereich des allgemeinen bür-
gerlichen Rechts, daß eine Untersuchung über die Vollmachtsanfechtung 
nicht nur von dogmatischem Interesse ist, sondern daß hiermit Probleme 
angesprochen sind, die auch für die Praxis von Bedeutung sind und über 
deren Behandlung bis heute große Unsicherheit besteht. Sich diesen Fragen 
vom pathologischen Fall aus zu nähern, verspricht fruchtbar zu sein, weil 
dieses Vorgehen zu einer Besinnung auf die Grundvoraussetzungen einer 
Haftung aus nicht rechtsgeschäftlichen Tatbeständen des Vertretungsrechts 
zwingt. 

Die Untersuchung will sich nicht auf die Erörterung der Vollmachtsan-
fechtung im bürgerlichen Recht beschränken, sondern auch die handels-
rechtlichen Vollmachten einbeziehen. Während die Vollmachtsanfechtung 
im bürgerlichen Recht, in dem Vollmachten in der Regel nur zum Abschluß 
eines oder einzelner Vertretergeschäfte berechtigen, trotz der angedeuteten 
Schwierigkeiten bei der Rückabwicklung praktisch durchführbar erscheint, 
ist dies im Bereich des Handelsrechts nicht mehr der Fall. Die handelsrecht-
lichen Vollmachten sind typischerweise auf den Abschluß einer Vielzahl von 
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Verträgen gerichtet. Deshalb würde die Anfechtung einer handelsrecht-
lichen Vollmacht dazu führen, daß entsprechend viele Geschäfte davon 
betroffen wären: sie würden nicht gern. § 164 Abs. 1 BGB für und gegen den 
Vertretenen wirken. 

Ein anderes kommt hinzu: Einige handelsrechtliche Vollmachten - etwa 
Prokura und Generalhandlungsvollmacht - sind von sehr weitem Umfang; 
sie erfassen auch die Erteilung von (Unter-)Vollmachten für den Prinzipal. 
Durch die Anfechtung der Hauptvollmacht würden dann nicht nur die vom 
(Haupt-)Vertreter selbst abgeschlossenen Geschäfte im Verhältnis zum 
Vollmachtgeber unwirksam, sondern darüber hinaus sämtliche von den 
(Unter-)Bevollmächtigten abgeschlossenen. Im Extremfall, in dem sämtli-
che Vollmachten auf einer anfechtbaren Vollmacht beruhen, würde deren 
Anfechtung sogar dazu führen, daß das Unternehmen rechtlich während 
eines Zeitraums ohne Außenbeziehungen gewesen ist, obgleich tatsächlich 
eine Vielzahl von Verträgen abgeschlossen worden ist. 

Die Zulässigkeit einer Anfechtung der handelsrechtlichen Vollmachten 
würde also einem Grundanliegen des Handelsrechts, Rechtssicherheit zu 
gewähren, widersprechen. Da auch das handelsrechtliche Vertretungsrecht 
durch das Bestreben nach Rechtssicherheit gekennzeichnet ist, wird unter-
sucht, ob eine Anfechtung der handelsrechtlichen Vollmachten mit den 
§§ 48ff. HGB zu vereinbaren ist. Für die Prokura gilt es darüber hinaus, 
diese Frage anhand des registerrechtlichen Verkehrsschutzes zu überprüfen. 
Und schließlich sind die anerkannten Fälle der Beschränkung der Anfecht-
barkeit beim Schweigen im Handelsverkehr - insbesondere auf ein kauf-
männisches Bestätigungsschreiben - daraufhin zu untersuchen, ob die dem 
Anfechtungsausschluß zugrundeliegende Wertung auf die handelsrecht-
lichen Vollmachten übertragbar ist. 

Insgesamt will die Untersuchung also auch die Unterschiede herausarbei-
ten, die die vertretungsrechtlichen Verkehrsschutzsysteme des bürgerlichen 
und des Handelsrechts aufweisen. 

§ 2 Gang der Untersuchung 

Der erste Teil handelt von der Anfechtung der bürgerlichrechtlichen Voll-
macht. Ausgehend von der Vorstellung der Verfasser des BGB, daß ein Irr-
tum bei der Bevollmächtigung zur Anfechtung der Vollmacht und nicht des 
Vertretergeschäfts berechtigt, wird zunächst für die ausdrückliche Bevoll-
mächtigung geprüft, wem die Anfechtung zu erklären ist und die damit 
zusammenhängende Frage nach den Ersatzansprüchen aus §§ 122, 179 
BGB. Anschließend wird erörtert, welche Irrtümer zur Anfechtung der Voll-
macht berechtigen. In diesem Zusammenhang wird auch zu den subjektiven 
Mindestvoraussetzungen einer Willenserklärung Stellung bezogen, einer 
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